Preußiſche Gesetz ammlung 


Jahrgang 1921. Nr. 39. 


(Nr. 12143.) Geſetz über die Neuregelung der Verfaſſungen der evangeliſchen Landeskirchen der neuen 
Provinzen Preußens. Vom 18. April 1921. 


Br Preußiſche Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. =. 


Die anliegenden Kirchengeſetze vom 31. Dezember 1920: 
1. das Kirchengeſetz, betreffend verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen für die evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſche Landeskirche der Provinz Hannover, 
2. das Kirchengeſetz, betreffend eine verfaſſunggebende Landeskirchenverſammlung der evan⸗ 
geliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein, 
3. das Kirchengeſetz, betreffend die Ausübung des Kirchenregiments in der evangeliſch⸗lutheri⸗ 
ſchen Landeskirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein, : 
4. das Kirchengeſetz über eine außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der künftigen 
Verfaſſung der evangeliſchen Kirche in Heſſen, 
5. das Kirchengeſetz, betreffend die Ausübung des Kirchenregiments in der evangeliſchen Kirche 
in Heſſen, 
6. das Kirchengeſetz, betreffend einen Landeskirchentag zur Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung 
für die evangeliſche Landeskirche des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden, 
7. das Kirchengeſetz, betreffend eine außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der 
künftigen Verfaſſung für die evangeliſch⸗reformierte Kirche der Provinz Hannover, 
8. das Kirchengeſetz über die Bildung einer verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung der evan⸗ 
5 geliſchen Landeskirche Frankfurt a. M. 
werden, ſoweit erforderlich, ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 18. April 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. 
Becker. Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 
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Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1921. 
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1. Kirchengeſetz, 
betreffend verfaſſungsrechtliche Beftimmungen für die evangeliſch⸗lutheriſche Landes⸗ 
kirche der Provinz Hannover. 


Vom 31. Dezember 1920. 


Für die evangeliſch⸗lutheriſche Landeskirche der Provinz Hannover wird unter Zuſtimmung der Lan⸗ 
desſynode verordnet, was folgt: 
1. Abſchnitt 


Verfaſſunggebende Kirchenverſammlung. 


81. 
(1) Die künftige Verfaſſung der Landeskirche wird von einer nach dieſem Geſetze zu bildenden Kirchen⸗ 
verſammlung feſtgeſtellt und erlaſſen. 
(2) Der Bekenntnisſtand der Landeskirche wird durch das Verfaſſungswerk nicht verändert. Die 
Lehre der Kirche iſt nicht Gegenſtand der verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung. 


82. 
(1) Die Kirchenverſammlung befteht aus: 

a) 78 von den Kirchengemeinden nach Maßgabe der nachgeben Beſtimmungen zu wählenden 
Mitgliedern 

b) weiteren höchſtens 10 Mitgliedern, die bei der Mehrheitswahl als Bewerber in der Minderheit 
geblieben find; als gewählt gilt derjenige, der in der Gruppe, zu der er nach § 4 zu rechnen iſt, 
die meiſten, mindeſtens jedoch ein Drittel der abgegebenen Stimmen erhalten hat, aus dem⸗ 
ſelben Wahlkreis aber nur einer; 

c) dem Abte von Loccum, den Generalſuperintendenten, einem Mitglied der theologiſchen Fakultät 
der Univerſität Göttingen, das von der Fakultät beſtimmt wird, ferner einem Vertreter des 
Kirchenrechts an dieſer Univerſität, der gegebenenfalls vom Landeskonſiſtorium zu beſtimmen iſt; 

d) 5 vom Landeskonſiſtorium im Einvernehmen mit dem ſtändigen Ausſchuß der Landesſhnode 
zu ernennenden Mitgliedern, unter denen je ein Vertreter der äußeren und inneren Miffion, 
zwei kirchlich anerkannte Religionsunterricht erteilende Lehrer (Lehrerinnen) und ein Kirchen- 
muſiker fein müſſen, ſoweit ſolche nicht ſchon in die Kirchenverſammlung gewählt find. 

(2) Wird die Zahl der Mitglieder zu b nicht erreicht, ſo iſt das Landeskonſiſtorium befugt, die Zahl 
der von ihm zu ernennenden Mitglieder entſprechend zu erhöhen. 

(3) Bevollmächtigte der Kirchenregierung ſind berechtigt, an den Beratungen der Kirchenverſamm⸗ 
lung ohne Stimmrecht teilzunehmen. Ihnen iſt auf Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen. 


83, 
(1) Für die Wahl werden 26 Wahlkreiſe gebildet. In jedem Wahlkreis iſt je ein Abgeordneter für 
jede der drei Gruppen des § 4 zu wählen. 
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(2) Die Wahlkreiſe werden in möglichſter Anlehnung an die im § 59 der Kirchenvorſtands⸗ und 
Synodalordnung aufgeführten Landſchaften ſo abgegrenzt, daß entfallen auf die Landſchaften 


Kalenherg g... 88 6 
Hoya und Diepholz 11 NN F 3 2 
Hilde sh eln nn ea ae ehe 2 
Göttingen, Grubenhagen mit Harz und Hohnſtein ſowie die Inſpektion Markoldendorrf . 8 
Lüneburg, Celleſchen Teills nun nnnen 3 
Lüneburg, Harburg⸗Dannenbergſchen Teils ......eeneseenerenenennnnnenne nenne 2 
Bremen und Verden mit Land Hadelnnn nn. nee nn 4 
Osnabrück mit Arenberg⸗Meppen und Lingen 2 
Oſtfriesland mit der Kirchengemeinde Wilhelmshaven ···᷑ĩ 2 


(3) Die nähere Abgrenzung der Wahlkreiſe geſchieht durch das Landeskönſiſtorium im Einvernehmen 
mit dem ſtändigen Ausſchuß der Landesſynode. 


4. 
In jedem Wahlkreis ſind zu wählen: f s 
a) ein Drittel aus den in einem Pfarramt der Landeskirche angeſtellten Geiſtlichen 
b) ein Drittel aus der Zahl der derzeitigen oder früheren weltlichen Mitglieder der Kirchenvor⸗ 
ſtände, Bezirksſynoden und der Landesſynode / 
o) ein Drittel aus Mitgliedern der Landeskirche, die nicht in einem landeskirchlichen Pfarramt 
angeſtellt ſind. 
85. 
Alle Mitglieder der Kirchenverſammlung müſſen wahlberechtigt fein und am erſten der drei Wahl⸗ 
tage (§ 15) das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben. Ferner müſſen ſie bereit ſein, beim Eintritt in die 
Kirchenverſammlung das im 8 19 beſtimmte Gelöbnis abzulegen. 


8 6. 
Wahlberechtigt ſind alle männlichen und weiblichen Mitglieder der Kirchengemeinde, die am erſten 
der drei Wahltage ($ 15) das 24. Lebensjahr vollendet haben, mit Ausnahme ſolcher: 
a) denen das kirchliche Wahlrecht auf Grund geſetzlicher Beſtimmung abgeſprochen iſt 
bp) die durch Verachtung des Wortes Gottes oder durch unehrbaren Lebenswandel öffentliches, 
durch nachhaltige Beſſerung nicht wieder gehobenes Argernis gegeben haben z 
c) die entmündigt find; 
d), die ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 


9 7. 
(1) Für jeden Wahlkreis wird vom Landeskonſiſtorium ein Wahlkommiſſar nebſt Stellvertreter 
beſtellt. 
(2) Jede Kirchengemeinde bildet einen Stimmbezirk. Größere Kirchengemeinden können durch 
Beſchluß des Kirchenvorſtandes in mehrere Stimmbezirke zerlegt werden. 
} 63* 
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(3) Wahlvorſteher des Stimmbezirks iſt der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes. Iſt die Kirchen⸗ 
gemeinde in mehrere Stimmbezirke zerlegt, ſo werden die Wahlvorſteher vom Kirchenvorſtand beſtellt. 

(4) Der Wahlvorſteher ernennt aus den Wahlberechtigten des Stimmbezirks zwei bis vier Beiſitzer 
und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 


98. N 


(1) Für jeden Stimmbezirk wird eine Wählerliſte angelegt, zu der ſich die Wahlberechtigten perſönlich, 
mündlich oder ſchriftlich nach näherer Beſtimmung der Wahlordnung anzumelden haben. Auf Beſchluß 
des Kirchenvorſtandes kann von dem Erfordernis der Anmeldung zur Wählerliſte abgeſehen werden, falls 
in der Kirchengemeinde ein als Wählerliſte brauchbares Verzeichnis der wahlberechtigten Gemeindeglieder 
bereits vorhanden iſt oder bis zu dem für die Auslegung der Wählerliſte beſtimmten Tage mit Sicherheit 
aufgeſtellt werden kann. 


(2) Die Wählerliſte iſt vom Kirchenvorſtand von Amts wegen zu prüfen und ſpäteſtens 6 Wochen 
vor dem Wahltag auf die Dauer von 2 Wochen öffentlich auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind 
im Sauptgottesdienfte bekannt zu machen mit dem Hinweis, daß nach Ablauf der Auslegungsfriſt Ein- 
ſprüche gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach Ermeſſen des Kirchenvorſtandes kann 
auch noch eine andere den örtlichen Verhältniſſen entſprechende Bekanntmachung erfolgen. 

(3) Einſprüche gegen die Wählerliſte find innerhalb der Auslegungsfriſt beim Kirchenvorſtand anzu- 
bringen, der darüber entſcheidet. Gegen die Entſcheidung des Kirchenvorſtandes iſt binnen einer Woche 


die beim Kirchenvorſtand anzubringende Beſchwerde an den Bezirksſynodalausſchuß zuläſſig, der end⸗ 
gültig entſcheidet. 


9 9. 


Das Wahlrecht kann nur in dem Stimmbezirk ausgeübt werden, in deſſen Wählerliſte der Wahlberech⸗ 
tigte eingetragen iſt. Jeder darf nur in einem Bezirk wählen. 


8 10. 
(1) Die Wahl geſchieht unmittelbar und geheim. 
(2) Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich. 


(3) Die Stimmzettel find außerhalb des Wahlraumes mit den Namen der Bewerber, denen der Wähler 
ſeine Stimme geben will, handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung zu verſehen. 


(4) Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Abweſende können ſich weder vertreten laſſen noch 
ſonſt an der Wahl teilnehmen. a 


9 11. 


(i) Aber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet zunächſt der Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


(2) Die ungültigen Stimmzettel find dem Protokoll beizufügen. Die gültigen verwahrt der Wahl- 
vorſteher in verſchloſſenem Umſchlag auf, bis die Wahl für gültig erklärt ift. 


(3) Das Wahlprotokoll iſt alsbald an den Wahlkommiſſar einzuſenden. 
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§ 12. 

(1) Als gewählt gelten in jeder der drei Gruppen des $ 4 diejenigen, die unter den Bewerbern der 
Gruppe die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 

(2) Für jede Gruppe iſt eine gleiche Zahl Erſatzleute in gleicher Weiſe zu wählen. Die Erſatzleute 
treten nach der Zahl der auf ſie entfallenden Stimmen ein, wenn ein Gewählter ihrer Gruppe die Wahl 
ablehnt oder nachträglich aus der Kirchenverſammlung ausſcheidet. 

(3) Jeder Gewählte hat zu erklären, ob er die Wahl annimmt und bereit iſt, das im § 19 beſtimmte 
Gelöbnis beim Eintritt in die Kirchenverſammlung abzulegen. Andernfalls gilt die Wahl als abgelehnt. 


9 13. 


Das Wahlverfahren wird auf der Grundlage dieſes Geſetzes durch eine Wahlordnung näher geregelt, 
die das Landeskonſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem ſtändigen Ausſchuß der Landesſynode erläßt. 


$ 14. 
Die durch die Tätigkeit der Wahlkommiſſare entftehenden Koften werden von der Landeskirche, die in 
den Kirchengemeinden entſtehenden Koften von dieſen getragen. 


$ 15. 
Oie Wahlen follen binnen 6 Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes an einem von drei auf einander 
folgenden Tagen ſtattfinden. Die Tage, unter denen ſich ein Sonntag befinden muß, beſtimmt das Landes⸗ 
konſiſtorium, den Wahltag für jeden Stimmbezirk der Kirchenvorſtand. a 


$ 16. 
Binnen 3 Monaten nach dem letzten Wahltage foll die Kirchenverſammlung nad) Genehmigung des 
Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung durch das Landeskonſiſtorium im Einverſtändnis mit 
dem ſtändigen Ausſchuß der Landessynode berufen werden. 


$ 17. 

Am Sonntag vor der Eröffnung der Kirchenverſammlung ſoll in allen Kirchen im Vormittagsgottes⸗ 
dienſt eine Fürbitte für die Kirchenverſammlung geſchehen. Der Eröffnung ſelbſt ſoll ein feierlicher Gottes⸗ 
dienſt vorhergehen. 

i $ 18. 

Die Kirchenverſammlung wird durch das älteſte anweſende Mitglied eröffnet. Sie wählt unter ſeiner 
Leitung mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen den Präſidenten und ſodann unter deſſen Leitung Stell- 
vertreter des Präſidenten und Schriftführer. 

a 8 19. 
Nach der Wahl des Präſidenten hat dieſer in die Hand des älteſten anweſenden Mitgliedes und haben 
die Mitglieder in die Hand des Präſidenten das Gelöbnis abzulegen: f 
„Ich gelobe vor Gokt, daß ich als Mitglied der Kirchenverſammlung gehorſam dem göttlichen 
Worte, in Treue gegen den Glauben der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche die Ehre Gottes und das 
Heil der Seelen unverrückt im Auge behalten und danach trachten will, daß die Kirche in Einigkeit 
des Glaubens und in Gemeinſchaft der Liebe wachſe zu ihrer ſelbſt Beſſerung an dem, der das 
Haupt iſt, Chriſtus.“ 
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9 20. 


Wer eine der Eigenſchaften, durch welche ſein Eintritt in die Kirchenverſammlung bedingt war, ver⸗ 
liert, wird damit unfähig, an der Kirchenverſammlung ferner teilzunehmen. 


9 21. 
(1) Die Verhandlungen der Kirchenverſammlung find, mit Vorbehalt der vertraulichen Behandlung 
einzelner Angelegenheiten, öffentlich. 
(2) Die Kirchenverſammlung iſt bei Anweſenheit der Hälfte ihrer Mitglieder beſchlußfähig. 
(3) Bis ſich die Kirchenverſammlung ſelbſt eine Geſchäftsordnung gibt, iſt die Geſchäftsordnung der 
Landesſynode entſprechend anzuwenden. 
$ 22, 
Die Kirchenverſammlung ſetzt Tagegelder und Reiſekoſten für ihre Mitglieder in angemeſſener Höhe feſt. 


$ 23. 
Die Koſten der Kirchenverſammlung werden aus der Landesſynodalkaſſe beſtritten. 


2. Abſchnitt. 


Übergang des Kirchenregiments auf die Landeskirche. 
| 8 24. 

Von dem Zuſammentritt der verfaffunggebenden Kirchenverſammlung an bis zum Inkrafttreten der 
von dieſer Verſammlung zu erlaſſenden Verfaſſung geht die Verwaltung der Angelegenheiten der Landes⸗ 
kirche, ſoweit ſie bisher von dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung ausgeübt worden iſt, auf 
das Landeskonſiſtorium über. 

N § 25. 

(1) Die Rechte des Königs als Träger des Kirchenregiments werden für den im $24 bezeichneten Zeit⸗ 
raum von einem evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirchenausſchuß ausgeübt, der aus dem Landeskonſiſtorium 
und dem ſtändigen Ausſchuß der Landesſynode beſteht. = 

(2) Der Landeskirchenausſchuß tritt auf Berufung des Präſidenten des Landeskonſiſtoriums unter 
ſeinem Vorſitz zuſammen. Alle Mitglieder haben gleiches Stimmrecht. i 

(8) Dem Landeskonſiſtorium ſteht es frei, die Zahl feiner ſtimmberechtiglen Mitglieder durch Zu⸗ 
ziehung ſeiner außerordentlichen Mitglieder ſo weit zu ergänzen, daß die Zahl der im Landeskirchenausſchuß 
mitwirkenden Mitglieder des Landeskonſiſtoriums und des ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode gleich 
wird. 

3. Abſchnitt. 
Notverordnungsrecht. 
§ 26. 


(0) In der Seit, in der die Landessynode nicht verſammelt iſt, können Anordnungen, die in der Regel 
einer Zuſtimmung der Landesſynode bedürfen, vorläufig von der Kirchenregierung getroffen werden, wenn 
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der ſtändige Ausſchuß der Landesſynode ſowohl die Unaufſchiebbarkeit der zu treffenden Anordnung an⸗ 
erkennt, wie auch dem Inhalt der Anordnung zugeſtimmt hat. Dieſe Mitwirkung des ſtändigen Ausſchuſſes 
der Landessynode ift bei der Bekanntgabe der Anordnung hervorzuheben. 


(2) Von dem Zuſammentritt der verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung an geht das Recht zum 
Erlaß von Notverordnungen auf den Landeskirchenausſchuß über. 5 


$ 27. N 

Die nach $ 26 getroffenen vorläufigen Anordnungen find der Landesſynode bei ihrem nächſten Zu⸗ 
ſammentreten vorzulegen und, wenn ſie die Zuſtimmung der Landesſynode nicht finden, außer Wirkſamkeit 
zu ſetzen. d 

4. Abſchnitt. 
Kirchliches Geſetz⸗ und Verordnungsblatt. 
0 $ 28. 

Ein Kirchengeſetz erhält feine verbindliche Kraft durch die Verkündigung in dem unter Verantwort⸗ 
lichkeit des Landeskonſiſtoriums in Hannover als Kirchliches Geſetz und Verordnungsblatt erſcheinenden 
Kirchlichen Amtsblatt. Sie beginnt, ſofern in dem Geſetze kein anderer Anfangstermin beſtimmt iſt, mit 


dem 14. Tage nach demjenigen Tage, an dem das betreffende Stück des genannten Blattes am Orte ſeines 
Erſcheinens ausgegeben worden iſt. 


5. Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmung. 
8 29. 
Dieſes Geſetz tritt nach feiner Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz zugleich mit dieſem in Kraft. 
Berlin, den 31. Dezember 1920. f 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
beauftragten Staatsminiſter. 


Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 
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2. Kirchengeſetz, 
betreffend eine verfaſſunggebende Landeskirchenverſammlung der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein. 
Vom 31. Dezember 1920. 


Für die evangeliſch⸗lutheriſche Landeskirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein wird mit Zuſtimmung 
der Geſamtſynode verordnet, was folgt: i 


1. Zuſammenſetzung und Wahl. 


91. 
Die künftige Verfaſſung der evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche der Provinz Schleswig-Holftein 
wird von einer nach dieſem Geſetze zu bildenden Landeskirchenverſammlung feſtgeſtellt und erlaſſen. 


8 2. 
(1) Die Landeskirchenverſammlung beſteht: f 

1. aus den Generalſuperintendenten für Schleswig und Holſtein und dem Superintendenten für 
Lauenburg : 

2. aus einem Mitgliede der theologiſchen Fakultät zu Kiel, das von dieſer gewählt wird; 

3. aus achtzehn vom Geſamtſynodalausſchuß ernannten Mitgliedern, unter denen mindeſtens 
drei Religionsunterricht erteilende Lehrer oder Lehrerinnen fein müſſen, und wobei unvertretene 
kirchliche Minderheiten ſowie die Anſtalten und Vereine der freien christlichen Liebestätigkeit zu 
berückſichtigen find; 5 

4. aus den nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften zu wählenden geiſtlichen und weltlichen 
Abgeordneten. i 

(2) Die Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes und des Konſiſtoriums ſind berechtigt, mit beraten⸗ 
der Stimme an den Verhandlungen der Landeskirchenverſammlung teilzunehmen. 


8 8. 


Für die Wahl der nach § 2 Ziffer 4 zu wählenden geiftlichen und weltlichen Abgeordneten bildet jede 
Propſtei einen Wahlkreis. 


84. 
(1) Die Wahl erfolgt in der Weiſe, daß für Wahlkreiſe 

mit weniger als 30 000 Gemeindeangehörigen je 2 Abgeordnete 

von mehr als 30 000 bis 50 000 » „ 3 » 

» » » 50000 » 100 000 » » 4 » 

» » » 100000 » 150 000 „ 5 5 » 

» » » 150000 „ 200 000 » »6 » 

» „ 200 000 > »7 * 


* 
gewählt werden. 


„„ 


(2) Unter den von jedem Wahlkreiſe zu wählenden Abgeordneten muß ſtets ein Geiſtlicher und ein 
Weltlicher ſich befinden. Letzterer muß einer kirchlichen Körperſchaft der Landeskirche angehören oder an⸗ 
gehört haben. In betreff der übrigen Abgeordneten ſteht den Wählern die freie Wahl zwiſchen Geiſtlichen 
und Weltlichen zu. Für jeden Abgeordneten iſt ein Stellvertreter mit der entſprechenden Eigenſchaft zu 
wählen. f 


85. 
Wahlberechtigt find alle volljährigen Glieder derjenigen Kirchengemeinden, auf welche die Kirchen- 
gemeinde⸗ und Synodalordnung Anwendung findet, wenn fie in die Wählerliſte eingetragen ſind. 


86. 
Von der Ausübung des Wahlrechts iſt ausgeſchloſſen: 
1. wer durch Verachtung des Wortes Gottes oder unehrbaren Lebenswandel ein öffentliches, 
durch nachhaltige Beſſerung noch nicht geſühntes Argernis gegeben hat / 
2. wer ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet 
3. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchengeſetzes 
das Wahlrecht verloren hat / 


4. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht. 


97. 

Wählbar als geiſtliches Mitglied iſt jeder ein Pfarramt an einer Gemeinde, auf die die Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalordnung Anwendung findet, endgültig oder vikariſch verwaltende Geiſtliche, der mindeſtens 
30 Jahre alt ift; als weltliches Mitglied jedes nach 9 5 wahlberechtigte Gemeindeglied, das mindeſtens 
30 Jahre alt und fittlich unbeſcholten iſt, auch nicht durch Fernhalten von dem öffentlichen Gottesdienſt 
und dem heiligen Abendmahle die Betätigung ſeiner kirchlichen Gemeinſchaft in anhaltender Weiſe unter⸗ 
laſſen hat. 

88. 

Jeder Wahlkreis wird zum Zwecke der Stimmabgabe in Bezirke geteilt, welche möglichſt mit den 
Kirchengemeinden zuſammenfallen ſollen, ſofern nicht bei größeren Kirchengemeinden die Bildung mehrerer 
Bezirke erforderlich wird. 

5 39, 

Für jeden Bezirk wird eine Wählerliſte angelegt, zu der ſich die Wähler perſönlich, mündlich oder 
ſchriftlich nach näherer Beſtimmung der Wahlordnung anzumelden haben. Die Wählerliste iſt vom Kirchen⸗ 
vorſtande von Amts wegen zu prüfen und ſpäteſtens 6 Wochen vor dem Wahltag auf die Dauer von 
2 Wochen öffentlich auszulegen. Einſprüche gegen die Liſte ſind innerhalb der Auslegungsfriſt bei dem 
Kirchenvorſtand anzubringen. Über die Einſprüche entſcheidet der Kirchenvorſtand. Gegen ſeine Ent⸗ 
ſcheidung iſt binnen einer Woche die bei dieſem anzubringende Beſchwerde an den Propſtei⸗Synodal⸗ 
ausſchuß zuläffig; feine Entſcheidung iſt endgültig. Durch Einlegung der Beſchwerde wird die Wahl nicht 
aufgehalten. 

810. 
Die Wahlhandlung ſowie die Ermittlung des Wahlergebniſſes find öffentlich. 


Gefegfammlung 1921. (Nr. 12143.) 64 


— 394 — 


811. 

Das Wahlrecht wird in Perſon durch verdeckte, in eine Wahlurne niederzulegende Stimmzettel 
ohne Unterſchrift ausgeübt. Die Stimmzettel müſſen von weißem Papier und dürfen mit keinem äußeren 
Kennzeichen verſehen ſein. : 

$12. 

Die Stimmzettel find mit den Namen der Perſonen, denen der Wähler feine Stimme geben will, 
handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung zu verſehen. Ein Stimmzettel iſt nicht deshalb ungültig, 
weil er nicht ſo viele Namen enthält, als in dem Wahlkreis Abgeordnete und Stellvertreter zu wählen 
ſind. Enthält er mehr Namen, ſo werden die überzähligen am Schluſſe geſtrichen. Verſtößt ein Stimm⸗ 
zettel gegen die Beſtimmung, wonach ſich unter den in jedem Wahlkreiſe zu wählenden Abgeordneten und 
Stellvertretern ſtets je ein Geiſtlicher und ein Weltlicher mit der nach § 4 erforderlichen Eigenſchaft be⸗ 
finden muß, ſo iſt er ungültig. 

813. 

Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt durch relative Stimmenmehrheit aller in einem Wahlkreis ab⸗ 

gegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 


814. 
Über die Gültigkeit und Ungültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der Vorſtand des Wahlbezirks 
nach Stimmenmehrheit ſeiner Mitglieder endgültig. s 


915. 


Das Konſiſtorium regelt unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes das Wahlverfahren, 
ſoweit es nicht durch dieſes Geſetz feſtgeſtellt iſt, durch eine Wahlordnung. 


II. Eröffnung, Tagung und Schließung. 
816. 


Die verfaffunggebende Landeskirchenverſammlung tagt in Rendsburg. Ihre Berufung erfolgt 
durch das Konfiftorium mit Genehmigung des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


917. 


i Am Sonntag vor der Eröffnung der Landeskirchenverſammlung findet in allen evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirchen der Provinz in dem Vormittagsgottesdienſt eine Fürbitte für die Landeskirchenverſammlung 


ſtatt, mit der fortzufahren iſt, ſolange ſie tagt. Der Eröffnung der Landeskirchenverſammlung geht ein 
öffentlicher Gottesdienſt voraus. 


918. 
Die Landeskirchenverſammlung wird durch einen Bevollmächtigten der Kirchenregierung eröffnet 


und geſchloſſen. Die Landeskirchenverſammlung wählt unter ſeiner Leitung aus der Mitte ihrer Mit⸗ 


glieder den Präſidenten und ſodann unter Leitung des gewählten Präſidenten Vizepräſidenten und 
Schriftführer. 


3085 


119 g i 
(1) Die Mitglieder der Landeskirchenverſammlung haben das Gelöbnis abzulegen: 
„Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Landeskirchenverſammlung die innere und 
äußere Wohlfahrt unſerer evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
zu wahren und danach zu trachten, daß die Kirche in allen Stücken wachſe an dem, der das 
Haupt iſt, Chriſtus “. 
(2) Die bei der Eröffnung anweſenden Mitglieder legen dieſes Gelöbnis in die Hand des Bevoll⸗ 
mächtigten, fpäter eintretende in die Hand des Präſidenten ab. 


(8) Bei Mitgliedern, welche das Gelöbnis bereits in einer früheren Geſamtſynode abgelegt haben, 
bedarf es einer Erneuerung nicht. 


820. 


Die Landeskirchenverſammlung kann ſich, um Zeit für die Arbeit der Ausſchüſſe zu gewinnen, 

vertagen. 5 
: 8 21. 

Die Mitglieder der Landeskirchenverſammlung ſowie die Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes 
erhalten für die Dauer der Tagung Reiſekoſten und Tagegelder nach den Sätzen für die Abgeordneten 
der Geſamtſynode. Den Mitgliedern der Ausſchüſſe können auch während der Vertagung dieſelben Sätze 
bewilligt werden, foweit fie durch die Arbeiten der Ausſchüſſe am Sitze der Landeskirchenverſammlung 
feſtgehalten werden. 


9 22. 


Die Beſtimmungen der 8$ 96 bis 103 der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung finden auf die 
Landeskirchenverſammlung ſinngemäße Anwendung. 


923. 
Die Koſten der Landeskirchenverſammlung werden aus der Geſamtſynodalkaſſe beſtritten. 


9 24. 
Dieſes Kirchengeſetz tritt nach Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz zugleich mit dieſem in Kraft. 
Berlin, den 31. Dezember 1920. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
; beauftragten Staatsminiſter. 


Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 
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3. Kirchengeſetz, 
betreffend die Ausübung des Kirchenregiments in der evangeliſch⸗lutheriſchen Landes⸗ 
kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein. 
Vom 31. Dezember 1920. 


Für die evangeliſch⸗lutheriſche Landeskirche der Provinz Schleswig-Solftein wird mit Zuſtimmung 
der Geſamtſynode verordnet, was folgt: 


91. 

Die Rechte des Königs als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments und die kirchenregimentlichen 
Befugniſſe des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten werden von dem Zuſammentritt der verfaſſung⸗ 
gebenden Landeskirchenverſammlung an bis zum Inkrafttreten der von dieſer Verſammlung zu erlaſſenden 
Verfaſſung von einem Landeskirchenausſchuß ausgeübt. i 8 


82. 
Der Landeskirchenausſchuß beſteht aus dem Konſiſtorium und dem Geſamtſynodalausſchuſſe. Er 


hat ſeinen Sitz in Kiel. Den Vorſitz führt der Präſident des Konſiſtoriums und bei ſeiner Verhinderung 
der Vorſitzende des Geſamtſynodalausſchuſſes. 


83. 

(1) In den Sitzungen des Kirchenausſchuſſes ſind jeweils nur ſo viele Mitglieder des Konſiſtoriums 
ſtimmberechtigt, als Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes an der Sitzung teilnehmen. 

(2) Das Konſiſtorium beſchließt darüber, welche feiner Mitglieder ſich der Abſtimmung zu ent⸗ 
halten haben. 

9 4. N 

Auf Beſchwerden über Entſcheidungen oder Maßnahmen des Konſiſtoriums entſcheidet der Ge— 
ſamtſynodalausſchuß. 

85. 

(1) Das Kirchengeſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten, vom 15. Dezember 1889 
(Kirchl. Geſ.⸗ u. V. Bl. S. 67) wird dahin abgeändert, daß als Diſziplinarbehörde erſter Inſtanz an Stelle 
des Konſiſtoriums ein Kollegium gebildet wird, das aus dem zuſtändigen Generalſuperintendenten als 
Vorſitzenden und zwei rechtskundigen Mitgliedern des Konſiſtoriums, die von dieſem zu beſtimmen ſind, 
beſteht. An Stelle der Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes, ſoweit dieſe an der Erledigung der 
Diſziplinarſachen teilzunehmen haben, treten zwei geiftliche Mitglieder des zuſtändigen Propfteifynodal- 
ausſchuſſes, die von dieſem zu beſtimmen ſind. 

(2) In Difziplinarfällen aus dem Kreiſe Herzogtum Lauenburg beſteht das Kollegium aus zwei 
rechtskundigen und einem geiſtlichen Mitgliede des Konſiſtoriums, die von dieſem zu beſtimmen ſind; 
ferner aus dem Superintendenten für Lauenburg und einem weiteren geiſtlichen Mitgliede des Kreis- 
ſynodalausſchuſſes, das von dieſem zu beſtimmen iſt. Den Vorſitz führt der Superintendent für Lauenburg. 


(3) An Stelle des Ministers der geiſtlichen Angelegenheiten entſcheidet in zweiter Inſtanz der 
Landeskirchenausſchuß unter Ausſchluß der Mitglieder des Konſiſtoriums, die bei der erſten Entſcheidung 
als Richter mitgewirkt haben. 

86. 

Der Abſ. 1 des § 94 der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 4. November 1876 wird 
dahin abgeändert, daß in den Geſamtſynodalausſchuß zwei geiſtliche und zwei weltliche Mitglieder ſowie 
je zwei Erſatzmänner zu wählen ſind. 

5 8 7. i 

Dieſes Geſetz tritt nach Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz zugleich mit dieſem in Kraft. 


Berlin, den 31. Dezember 1920. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
beauftragten Staatsminiſter. 


Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 


4. Kirchengeſetz 
über eine außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der künftigen 
Berfaffung der evangeliſchen Kirche in Heſſen. 
Vom 31. Dezember 1920. 


Für die evangeliſche Kirche in Heſſen wird unter Zuſtimmung der Geſamtſynode verordnet, was folgt: 


N 81. 
Die nach dieſem Geſetze zu bildende außerordentliche Kirchenverſammlung hat die Aufgabe, die künftige 
Verfaſſung der evangeliſchen Kirche in Heſſen feſtzuſtellen und zu erlaſſen, nachdem fie vor endgültiger Feſt⸗ 
ſtellung die 6. Geſamtſynode gutachtlich gehört hat. 


2. 
Die Kirchenverſammlung beſteht aus: a 
1. den drei Generalſuperintendenten der reformierten, lutheriſchen und unierten Kirchen⸗ 
gemeinſchaft / N 
2. dem Vorſitzenden der 6. Geſamtſynode oder feinem Stellvertreter / a 
3. einem Mitgliede der theologiſchen Fakultät zu Marburg, welches von dieſer gewählt wird; 
4. 81 gewählten Abgeordneten. 
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i 93. 
(1) In der Kirchenverſammlung wird das Kirchenregiment durch den Vorſitzenden des Geſamt⸗ 
kirchenausſchuſſes vertreten. Dieſer iſt berechtigt, jederzeit das Wort zu ergreifen und Anträge zu ftellen. 


(2) Die Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes der 6. Geſamtſynode und die Mitglieder des 
Konſiſtoriums ſind berechtigt, an den Verhandlungen der Kirchenverſammlung mit beratender Stimme 
teilzunehmen. 


84. 
Die im § 2 Nr. 4 bezeichneten Abgeordneten werden in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl beſtimmt, und zwar: 
a) zu einem Drittel aus den Pfarrern der heſſiſchen Landeskirche; 


b) zu einem Drittel aus derzeitigen oder früheren weltlichen Mitgliedern kirchlicher Körperſchaften 
der evangeliſchen Kirche in Seffen; 


c) zu einem Drittel ohne dieſe Einſchränkung aus wahlberechtigten Männern und Frauen der 
heſſiſchen Landeskirche mit Ausſchluß der zu a Genannten. 


8 5. 
(4) Alle Gewählten müſſen am Tage der Wahl das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben. 
2) Die Wahl iſt auf Perſonen von bewährtem, chriſtlichen Sinn, kirchlicher Einſicht und Erfahrung 
zu richten. 
8 6 
Die 13 Didzefen find die Wahlkreiſe. Die Zahl der Abgeordneten verteilt ſich auf die einzelnen Wahl⸗ 
kreiſe unter Berückſichtigung der Zahl der Pfarreien und der Seelenzahl der Diözeſen folgendermaßen: 


1. Diözeſe Marburg ⸗Kirchhain⸗Frankenberg⸗ Vöhl. 9 
Fil unge nn 6 
3. „ Zgiegenhain⸗ Homberg e 6 
eff”. 88 9 
t na ne ee 6 
2 ge a ee ine 6 
700 1 Sana ehren Dahlieiy e ee 9 
8. » Laſſel⸗Witzenhauſen 2B 9 
BE EA ĩðVLmvd 8 0 
e heft NE 6 
IE.» „Schaumburg rn 3 
12. Schnallen 3 
18... »,... Bulda-Hünfeld-Gerafelb ne een 3. 
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Wahlberechtigt ſind alle konfirmierten, über 25 Jahre alten Mitglieder (Männer und Frauen) der 
Gemeinde, welche mindeſtens 6 Monate in der Gemeinde oder, wo mehrere Gemeinden am Orte ſind, an 
dieſem Orte wohnen. Das Wahlrecht darf nur in einer Gemeinde ausgeübt werden. 


Ze 


88. 
Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht 

2. wer ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet; 

8. wer durch Öffentliche Reden oder Handlungen, die ſich als Verachtung des Wortes Gottes und 
der Sakramente kennzeichnen, oder durch unehrbaren Lebenswandel ein durch nachhaltige 
Beſſerung noch nicht geſühntes öffentliches Argernis gegeben hat; 

4. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchengeſetzes des 
Wahlrechts verluſtig erklärt worden iſt. 


89. 

In der Regel bildet jede Kirchengemeinde einen Stimmbezirk. Das Presbyterium (Vorſteheramt) 
iſt befugt, die Gemeinde in mehrere Stimmbezirke zu zerlegen. Es können aber auch mehrere Kirchen⸗ 
gemeinden oder Teile von ſolchen durch übereinſtimmende Beſchlüſſe der beteiligten Presbyterien zu einem 
Stimmbezirke vereinigt werden. 

810. 

Das Konſiſtorium ernennt für jeden Wahlkreis einen Wahlkommiſſar und einen Stellvertreter. Die 
Wahlvorſteher in den Kirchengemeinden und ihre Vertreter werden von den zuſtändigen oder beteiligten 
($ 9, Satz 3) Presbyterien ernannt. Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Wahlberechtigten des 
Stimmbezirks zwei bis vier Beiſitzer und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer 
bilden den Wahlvorſtand. 

§ 11. 

(1) Für jeden Stimmbezirk wird vom Presbyterium eine Wählerliſte angelegt, zu der ſich die Wahl⸗ 
berechtigten mündlich oder ſchriftlich nach näherer Beſtimmung der Wahlordnung ($ 25) anzumelden haben. 

(2) Die Wählerliſten find ſpäteſtens ſechs Wochen vor der Wahl auf die Dauer von 2 Wochen öffent⸗ 
lich auszulegen. 

(3) Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienſte bekanntzumachen mit dem Bemerken, 
daß nach Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden können. 
Nach dem Ermeſſen des Presbyteriums kann die Bekanntmachung auch noch auf anderen, den örtlichen 
Verhältniſſen entſprechenden Wegen erfolgen. Die eingehenden Einſprüche hat das Presbyterium zu 
prüfen und nach Befinden die Liſte zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht binnen einer 
Woche nach ſchriftlicher Bekanntgabe die Berufung an den Dibzeſanſynodalvorſtand offen. 


$ 12. 

Das Wahlrecht kann nur in dem Stimmbezirk ausgeübt werden, in deſſen Wählerliſte der Wahl⸗ 

berechtigte eingetragen iſt. i . 
913. 

(1) Wahlvorſchläge find ſpäteſtens am 21. Tage vor der Wahl beim Wahlkommiſſar einzureichen. 
Sie müſſen von mindeſtens 50 wahlberechtigten und in die Wählerliſten aufgenommenen Einwohnern des 
Wahlkreises unterzeichnet fein. Jeder Wahlvorſchlag muß für jede der im § 4 vorgeſehenen drei Gruppen 
die gleiche Zahl von gültigen Benennungen enthalten, und zwar mit Rückſicht auf die Beſtimmung des 
$ 24 für jede Gruppe mindeſtens einen Namen mehr als auf fie nach den d 4 und 6 Abgeordnete entfallen. 
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(2) Der an erſter Stelle ſtehende Unterzeichner gilt als Vertreter der übrigen. 
(3) Von jedem vorgeſchlagenen Bewerber ift eine Erklärung über feine Zuſtimmung zur Aufnahme 
in den Wahlvorſchlag anzuſchließen. f 
$ 14. 
In demſelben Wahlkreiſe darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen werden. Erklärt ſich ein auf 
mehreren Wahlvorſchlägen Benannter auf Aufforderung innerhalb der ihm geſetzten Friſt nicht für einen 
beſtimmten Wahlvorſchlag, ſo iſt er auf allen Wahlvorſchlägen zu ſtreichen. 


8 15. 

Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander verbunden werden. Die Verbindung muß von den 
Unterzeichnern der betreffenden Wahlvorſchläge oder ihren Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens 
am 14. Tage vor der Wahl beim Wahlkommiſſar ſchriftlich erklärt werden. Verbundene Wahlvorſchläge 
können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen werden. Die verbundenen Wahlvorſchläge gelten den anderen 
Wahlvorſchlägen gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 


8 16. 
(1) Die Prüfung der Wahlvorſchläge und ihre Verbindung liegt dem Wahlausſchuß ob, welcher 
aus dem Wahlkommiſſar und vier von ihm zu berufenden und zu verpflichtenden Beiſitzern beſteht. 
(2) Der Wahlausſchuß faßt feine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Nach der öffentlichen Bekannt⸗ 


gabe der zugelaſſenen Wahlvorſchläge können dieſe nicht mehr zurückgenommen und ihre Verbindung kann 
nicht mehr aufgehoben werden. 


9 17. 


Wird nur ein Wahlvorſchlag eingereicht, ſo gelten die in ihm genannten Perſonen ohne weiteres als 
Abgeordnete. Eine Wahl iſt in dieſem Falle nicht abzuhalten. 


818. 
(1) Die Wahlen finden, ſoweit tunlich, in kirchlichen Gebäuden ſtatt. 
(2) Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes find öffentlich. 


819. 
(1) Die Stimmzettel find außerhalb des Wahlraums mit den Namen der Bewerber, denen der 
Wähler ſeine Stimme geben will, handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung zu verſehen. 
(2) Die Namen auf den einzelnen Stimmzetteln dürfen nur einem einzigen der öffentlich bekannt⸗ 
gegebenen Wahlvorſchläge entnommen ſein. 
8.20. 


Gewählt wird mit verdeckten oder zuſammengefalteten Stimmzetteln. Abweſende können ſich weder 
vertreten laſſen noch ſonſt an der Wahl teilnehmen. 5 


9 21. 


(1) Aber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorbehaltlich der Nachprüfung durch die Kirchen⸗ 


verſammlung der Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvorſteher 
den Ausſchlag. J ’ 
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(2) Das Wahlprotokoll iſt alsbald an den Wahlkommiſſar einzuſenden. Die ungültigen Stimm⸗ 
zettel ſind dem Wahlprotokolle beizufügen. Die gültigen verwahrt der Wahlvorſteher ſo lange in ver⸗ 
ſchloſſenem Umſchlage, bis die Wahl für gültig erklärt worden iſt. i 


9 22. 

Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes hat der Wahlausſchuß feſtzuſtellen, wieviel gültige Stimmen 
abgegeben und wieviel hiervon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge gemein⸗ 
ſchaftlich entfallen ſind. 

9 23. | 

Die Verteilung der als gewählt geltenden Mitglieder auf die einzelnen Wahlvorſchläge geſchzeht nach 
dem Verhältniſſe der auf ſie gefallenen Stimmen. Die Berechnungsweiſe wird durch die Wahlordnung 
($ 25) geregelt. 

8 24. 

(1) Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt oder nachträglich aus der Kirchenverſammlung aus⸗ 
ſcheidet, fo tritt an feine Stelle ohne die Vornahme einer Erſatzwahl der Bewerber, der demſelben Wahl⸗ 
vorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft iſt, einem verbundenen Wahlvorſchlag angehört und hinter dem 
Ausſcheidenden an erſter Stelle berufen iſt. 

(2) Iſt ein ſolcher nicht vorhanden, ſo bleibt die Stelle unbeſetzt. 


92 
Das Wahlverfahren wird auf Grund dieſes Geſetzes durch eine Wahlordnung näher geregelt, die das 
Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem Geſamtſynodalausſchuß erläßt. 


* 


926. 
Die beſonderen Koſten des Wahlverfahrens in den Kirchengemeinden werden von dieſen getragen. 
Die übrigen Koſten des Wahlverfahrens, namentlich die Aufwendungen für die Vordrucke zu den Wahl⸗ 
protokollen und die Ermittlung des Wahlergebniſſes in den Wahlkreiſen werden aus Mitteln der Landes⸗ 
kirche beſtritten. 
9 27. 
Die Wahlen ſollen binnen vier Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſtattfinden. Die 
Wahltage, unter denen ein Sonntag ſein muß, werden vom Konſiſtorium beſtimmt. Die Presbyterien 
können durch Beſchluß die Wahlzeit auf den Sonntag beſchränken. 


$ 28. 
Binnen vier Monaten nach dem letzten Wahltage ſoll das Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem Ge⸗ 
ſamtſynodalausſchuſſe die außerordentliche Kirchenverſammlung einberufen. 


$ 29. > 
Der Vorſitzende der 6. ordentlichen Geſamtſynode eröffnet die außerordentliche Kirchenverſammlung. 
Er hat die Mitglieder nach $ 60 der Presbyterial⸗ und Synodalordnung zu verpflichten. Die Beſtimmungen 
der 88 60 Abſ. 3 und 4, 61, 64 Abſ. 1 und Abſ. 2, Satz 2 und 3, 65 Ziffer 1 und 2 der Presbyterial⸗ und 
Synodalordnung finden auf die außerordentliche Kirchenverſammlung entſprechende Anwendung. 
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9 30. 


Die außerordentliche Kirchenverſammlung gibt ſich ihre Geſchaͤftsordnung. Bis zu deren Erlaß iſt die 
Geſchäftsordnung für die Geſamtſynode des Konſiſtorialbezirks Caffel entſprechend anzuwenden. 


$ 31. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 


Berlin, den 31. Dezember 1920. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
beauftragten Staatsminiſter. 


Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 


5. Kirchengeſetz, 
betreffend die Ausübung des Kirchenregiments in der evangeliſchen Kirche in Heſſen. 
Vom 31. Dezember 1920. 


Für die evangeliſche Kirche in Heſſen wird unter Zuſtimmung der Geſamtſynode verordnet, was folgt: 


8 1. 

Die Rechte des Königs als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments und die kirchenregimentlichen 
Befugniſſe des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten werden von dem Zuſammentritte der verfaſſung⸗ 
gebenden Kirchenverſammlung an bis zum Inkrafttreten der von dieſer Verſammlung zu erlaſſenden Ver⸗ 
faſſung von einem Geſamtkirchenausſchuß ausgeübt. 


9 2. 5 
(1) Der Geſamtkirchenausſchuß beſteht aus dem Konſiſtorium und dem Geſamtſynodalausſchuſſe. 
(2) Den Vorſitz führt der Präſident des Konſiſtoriums und bei ſeiner Verhinderung der Vorſitzende des 
Geſamtſynodalausſchuſſes. N 
5 93. 


In den Sitzungen des Geſamtkirchenausſchuſſes find jeweils nur fo viele Mitglieder des Konſiſtoriums 
ſtimmberechtigt, als Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes an der Sitzung teilnehmen. Das Konſiſtorium 
beſchließt darüber, welche ſeiner Mitglieder ſich der Abſtimmung zu enthalten haben. 
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a 
(1) Sind Berufungen oder Beſchwerden über Entſcheidungen oder Maßnahmen des Konſiſtoriums 
Gegenſtand der Beſchlußfaſſung des Geſamtkirchenausſchuſſes, fo find diejenigen Mitglieder des Konſiſto⸗ 
riums, welche bei der Faſſung ses angefochtenen Beſchluſſes mitgewirkt haben, von der Teilnahme an der 
Beratung und Abſtimmung ausgeſchloſſen. 
(2) In den Ausfertigungen der Beſchlüſſe iſt zum Ausdrucke zu bringen, daß gemäß Abs. 1 verfa zen iſt. 


8 5. 

In den Fällen, in denen nach dem Kirchengeſetze vom 18. September 1895 (Kirchl. Amtsbl. S. 79) 
für Entſcheidungen des Konſiſtoriums die Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes vorgeſchrieben iſt, 
hat das Konfiftorium den Synodalvorſtand der Didzefe, welcher der Kirchenbeamte angehört oder angehört 
hat, zur Entſcheidung mit heranzuziehen. 

a 86. 

Der § 66, Abſ. 1, Satz 1 und 2 der Presbhterial- und Synodalordnung wird dahin abgeändert, daß 
der Geſamtſynodalausſchuß aus dem Vorſtande der Synode und zwei geiſtlichen und zwei weltlichen Synodal⸗ 
mitgliedern beſteht, für die auch Stellvertreter zu wählen ſind. a 


9 7. 5 
Dieſes Geſetz tritt nach Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz zugleich mit dieſem in Kraft. 
Berlin, den 31. Dezember 1920. 
Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
beauftragten Staatsminiſter. 
Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 


6. Kirchengeſetz, 
betreffend einen Landeskirchentag zur Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung für die 
evangeliſche Landeskirche des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden. 
Vom 31. Dezember 1920. 


Für die evangeliſche Kirche des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden wird unter Zuſtimmung der Bezirks⸗ 
ſynode verordnet, was folgt: f 
f 9 1. 


Die künftige Verfaſſung der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden wird durch einen 
nach dieſem Geſetze zu bildenden Landeskirchentag feſtgeſetzt. 
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9 25 
(1) Der Landeskirchentag beſteht aus 75 Mitgliedern, die aus allgemeinen, unmittelbaren und ge. 
heimen Wahlen hervorgehen. 5 


(a) Die Mitglieder des Konſiſtoriums und des Bezirksſynodalausſchuſſes find berechtigt, mit be⸗ 
ratender Stimme an den Verhandlungen des Landeskirchentages und ſeiner⸗Ausſchüſſe teilzunehmen. Der 
Präſident des Konſiſtoriums, der Generalſuperintendent und der Vorſitzende des Bezirksſynodalausſchuſſes 
können jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen. 


(3) Mit beratender Stimme können ferner durch das Konfiftorium und den Bezirksſynodalausſchuß 
bis zu 10 Mitglieder der Landeskirche zugezogen werden. 


DT > 


(1) Die nach § 2 zu wählenden 75 Mitglieder werden nach den Grundſätzen der Verhältniswahl zur 
Nationalverſammlung gewählt. 


(2) Es ſind zu wählen: 


1. ein Drittel aus der Zahl der Geiftlichen, welche an einer evangeliſchen Gemeinde des Bezirks ein 
Pfarramt bekleiden; 


2. ein Drittel aus Angehörigen der Landeskirche, die in einer der kirchlichen Gemeindekörperſchaften, ö 
einer Kreisſynode oder in der Bezirksſynode als weltliche Mitglieder der Kirche dienen oder 
früher gedient haben ; 


3. ein Drittel Nichtgeiſtliche ohne die Einſchränkung zu 2 aus wahlberechtigten Männern und 
Frauen der Landeskirche, welche das 25. Lebensjahr vollendet haben. Die Wahl ſoll ſich auf 
Perſonen von bewährtem chriſtlichen Sinne, kirchlicher Einſicht und Erfahrung richten. 

* 
9 4. 


Wahlberechtigt ſind alle am Wahltage mindeſtens 25 Jahre alten Männer und Frauen der evangeliſchen 
Landeskirche, welche in ihrem Bezirke wohnen. 


85. 
Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: 
1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht 
2. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürgerlichen Ehrenrechte ermangelt ; 


3. wer' durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebenswandel ein öffentliches, 
noch nicht durch nachhaltige Beſſerung gefühntes Ärgernis gegeben hat; 


4. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchengeſetzes des 
Wahlrechts verluſtig erklärt iſt. 


= 


8 6. 
Der Konſiſtorialbezirk Wiesbaden wird in 8 Wahlkreife zerlegt, die ſich aus den nachbezeichneten Kreis⸗ 
ſynodalbezirken zuſammenſetzen und Abgeordnete in der dabei angegebenen Zahl und Art zu wählen haben: 


2 8 Zahl der Abgeordneten 
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8 7. 

(1) Jede ſelbſtändige, d. h. mit eigenen Verwaltungsorganen ausgeſtattete Kirchengemeinde bildet 
einen Stimmbezirk. Der Kirchenvorſtand ift befugt, die Gemeinde in mehrere Stimmbezirke zu zerlegen. 

(2) Angehörige der Militär⸗ und Anſtaltsgemeinden wählen in der örtlichen Gemeinde, in deren Be⸗ 
zirk ſie wohnen. 

88. 

Wahlkommiſſar für den geſamten Konſiſtorialbezirk iſt der Präſident des Konſiſtoriums. Er beſtimmt 
die Kommiſſare für die einzelnen Wahlkreiſe. Wahlvorſteher des Stimmbezirks iſt der Vorſitzende des 
Kirchenvorſtandes. Wird die Gemeinde in mehrere Stimmbezirke zerlegt, ſo wählt der Kirchenvorſtand die 
übrigen Wahlvorſteher. Der Wahlvorſteher ernennt aus den Wahlberechtigten des Stimmbezirks drei bis 
ſechs Beiſitzer und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 
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§ 9. 

(1) Für jeden Stimmbezirk wird durch den Kirchenvorſtand eine Wählerliſte angelegt. 

(2) Die Wählerliſten find ſpäteſtens 6 Wochen vor dem erſten der drei Wahltage (§ 23) auf die Dauer 
von 2 Wochen zu jedermanns Einſicht auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottes⸗ 
dienſte von der Kanzel bekanntzumachen mit dem Beifügen, daß nach Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche 
gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Kirchenvorſtandes kann die 
Bekanntmachung auch noch in anderen, den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Formen erfolgen. 

(8) Über Einſprüche gegen die Wählerliſten entſcheidet der Kirchenvorſtand gegen einen ablehnenden 
Beſcheid iſt binnen einer Woche die Beſchwerde an den Kreisſynodalvorſtand zuläſſig. Durch Einlegung der 
Beſchwerde wird die Wahl nicht aufgehalten. : 

8 10. 

Das Wahlrecht kann nur in dem Stimmbezirk ausgeübt werden, in deſſen Wählerlifte der Wahl- 

berechtigte eingetragen iſt. Jeder darf nur an einem Orte wählen. 


a 9 11. 

(1) Bei dem Kommiſſar des einzelnen Wahlkreiſes ſind ſpäteſtens am 21. Tage vor dem erſten der 
drei Wahltage (§ 23) Wahlvorſchläge einzureichen. Jeder Wahlvorſchlag muß für jede der im §3 vor⸗ 
geſehenen drei Gruppen die im § 6 beſtimmte Zahl von Namen enthalten. Jeder Wahlvorſchlag kann für 
jede Gruppe je 2 Erſatznamen enthalten. Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 50 im Wahlkreiſe zur 
Ausübung der Wahl berechtigten Perſonen unterzeichnet ſein. 

(2) Von jedem vorgeſchlagenen Bewerber iſt eine Erklärung über ſeine Zuſtimmung zur Aufnahme in 
den Wahlvorſchlag anzuſchließen. 

(3) In einem Wahlkreis darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen werden. 


$ 12. 
a (1) Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander verbunden werden. Die Verbindung muß von den 
Unterzeichnern der betreffenden Wahlvorſchläge oder ihren Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens 
am 14. Tage vor dem erſten der drei Wahltage (§ 23) beim Kommiſſar des Wahlkreiſes ſchriftlich erklärt 
werden. 

(2) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen werden. 

f 900 Die verbundenen Wahlvorſchläge gelten den anderen Wahlvorſchlägen gegenüber als ein Wahl⸗ 
vorſchlag. 
9 13. i 

(1) Für die Prüfung der Wahlvorſchläge und ihrer Verbindung wird für den Wahlkreis ein Wahl- 

' ausſchuß gebildet, der aus dem Kommiſſar des Wahlkreiſes als Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſteht. Die 
Beiſitzer und ihre Stellvertreter find von dem Kommiſſar des Wahlkreiſes zu berufen. 

(2) Der Wahlausſchuß faßt feine Entſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Nach der öffentlichen Bekannt⸗ 
gabe der zugelaſſenen Wahlvorſchläge können dieſe nicht mehr zurückgenommen und ihre Verbindung kann 
nicht mehr aufgehoben werden. 

i | 8 14, i 
0 Die Stimmzettel ſind außerhalb des Wahlraumes mit den Namen der Bewerber, denen der Wähler 
ſeine Stimme geben will, handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung zu verſehen. 


„ 


(2) Die Namen auf den einzelnen Stimmzetteln dürfen nur einem einzigen der öffentlich bekannt⸗ 
gegebenen Wahlvorſchläge entnommen ſein. Streichungen und Umſtellungen von Namen auf dem Stimm⸗ 
zettel ſind wirkungslos. 

§ 15. 
Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes find öffentlich. 


816. 
Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Abweſende können ſich weder vertreten laſſen noch 
ſonſt an der Wahl teilnehmen. 5 
ö 8 17. 
(1) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorbehaltlich der Nachprüfung im Wahlprüfungs⸗ 
verfahren der Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit. 
(2) Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvorſteher den Ausſchlag. 
(3) Die ungültigen Stimmzettel ſind dem Wahlprotokoll beizufügen. Die gültigen verwahrt der 
Wahlvorſteher ſo lange, bis die Wahl für gültig erklärt worden iſt. 


8 18. 

Behufs Ermittlung des Wahlergebniſſes ift vom Wahlausſchuß ($ 13, Abſ. 1) feſtzuſtellen, wie viel 
gültige Stimmen abgegeben und wie viele hiervon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahl⸗ 
vorſchläge gemeinſchaftlich entfallen ſind. 

819, 

(1) Die Verteilung der als gewählt geltenden Mitglieder auf die einzelnen Wahlvorſchläge erfolgt 
nach dem Verhältnis der ihnen nach $ 18 zuſtehenden Stimmen. Die Berechnungsweiſe wird in der Wahl⸗ 
ordnung geregelt. 

(2) Für die Verteilung unter die einzelnen Bewerber der Gruppen iſt die Reihenfolge der Benennungen 
in den einzelnen Gruppen der Wahlvorſchläge maßgebend. 


ö $ 20. f 
(1) Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt, die Wählbarkeit verliert oder ſonſt nachträglich aus dem 
Landeskirchentage ausscheidet, tritt an feine Stelle ohne die Vornahme einer Erſatzwahl der Bewerber, der 
derſelben Gruppe des Wahlvorſchlages oder, wenn dieſe erſchöpft iſt, der entſprechenden Gruppe eines ver⸗ 
bundenen Wahlvorſchlags angehört und nach dem Grundſatz des § 19 Abſ. 2 hinter dem Ausſcheidenden 
an erſter Stelle berufen erſcheint. 
(2) Iſt ein ſolcher Bewerber nicht vorhanden, ſo bleibt die Stelle unbeſetzt. 


82 i 
Das Wahlverfahren wird auf der Grundlage dieſes Geſetzes durch eine beſondere Wahlordnung näher 
geregelt, die das Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem Bezirksſynodalausſchuß erläßt. 


9 22. 

Die Koſten für die Vordrucke zu den Wahlprotokollen und für die Ermittlung des Wahlergebniſſes in 
den Wahlkreiſen werden aus dem Evangeliſchen Zentralkirchenfonds, alle übrigen Koſten des Wahlverfahrens 
von den Kirchengemeinden getragen. 
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§ 23. 
5 Die Wahlen follen binnen 6 Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes an einem von drei auf 
einander folgenden Tagen, unter denen ſich ein Sonntag befinden muß, ſtattfinden. Dieſe Tage beſtimmt 
das Konſiſtorium, den Wahltag für jeden Stimmbezirk der Kirchenvorſtand. 


9 24. 

(1) Der Landeskirchentag verſammelt ſich auf Berufung des Konſiſtoriums. Su feiner Beſchluß⸗ 
faſſung iſt die Anweſenheit von zwei Dritteilen feiner Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach 
Mehrheit der Stimmen gefaßt, bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(2) Wahlhandlungen ſind bis zur Erreichung abſoluter Mehrheit durch engere Wahlen fortzuſetzen, 
wenn eine ſolche Mehrheit ſich nicht ſogleich ergibt. Für die Wahlen zu Ausſchüſſen genügt einfache Mehrheit. 

(3) Die Verhandlungen find öffentlich. 

(4) Doch kann die Offentlichkeit durch Mehrheitsbeſchluß für einzelne Verhandlungen ausgeſchloſſen 
werden. 
§ 25. 

Die Zuſtändigkeit des Landeskirchentages umfaßt, abgeſehen von der im $1 bezeichneten Aufgabe: 

1. die Wahl eines Vorſtandes, der aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern beſteht und dem die 
Abfaſſung und Beglaubigung der Protokolle ſowie die Ausführung der Beſchlüſſe obliegt. 
Für jeden Beiſitzer ift ein Stellvertreter zu wählen ; 

die Prüfung der Teilnahmeberechtigung der Mitglieder; 

die Wahl von Ausſchüſſen; 

. die Bewilligung von Tagegeldern und Reiſekoſten an die Mitglieder nach Maßgabe der für die 
Bezirksſynodalmitglieder geltenden Grundſätze ; 

5. die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung; bis zur Feſtſtellung einer beſonderen Geſchäftsordnung 
bleibt die bisherige Geſchäftsordnung für die Synode des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden gültig; 

6. die Beſchlußfaſſung über die Aufbringung der entſtehenden Verwaltungskoſten durch anteils⸗ 
weiſe Heranziehung des Evangeliſchen Zentralkirchenfonds und der Bezirksſynodalkaſſe. 


E D 


§ 26. 

Bis zum Zuſammentritt des Landeskirchentages werden, unbeſchadet des Rechtes des Konſiſtoriums 
auf Berufung des Landeskirchentages ſelbſt (§ 24, Satz 1), die auf die Vorbereitung und Eröffnung der 
Tagung bezüglichen Geſchäfte von dem Bezirksſynodalvorſtande verſehen. Die erſte Sitzung wird von dem 
Vorſitzenden des Bezirksſynodalvorſtandes eröffnet. 


9 27. 


Dieſes Kirchengeſetz tritt mit ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Berlin, den 31. Dezember 1920. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
beauftragten Staatsminiſter. 


Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 
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7. Kirchengeſetz, 
betreffend eine außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der künftigen 
Verfaſſung für die evangeliſch⸗reformierte Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 31. Dezember 1920. 


Für die evangeliſch-reformierte Kirche der Provinz Hannover wird unter Zuſtimmung der Geſamt⸗ 
ſynode verordnet, was folgt: 
81. 
Die künftige Verfaſſung der evangeliſch⸗reformierten Kirche der Provinz Hannover wird von einer 
nach dieſem Geſetz zu bildenden Kirchenverſammlung feſtgeſtellt und erlaſſen. 


82. 
Die Kirchenverſammlung beſteht aus: 
1. den von den Kirchengemeinden zu wählenden Mitgliedern ; 
2. fünf von dem Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem Geſamtſynodalausſchuß zu ernennenden 
Mitgliedern, von denen mindeſtens drei weltlich fein müſſen. 


83. 

(1) Die nach § 2 Nr. 1 zu wählenden Mitglieder werden auf die Synodalbezirke nach deren Seelen⸗ 
zahl verteilt dergeſtalt, daß in Synodalbezirken mit weniger als 5 000 Seelen zwei Mitglieder, in Synodal⸗ 
bezirken mit 5⸗ bis 10 000 Seelen drei, in Synodalbezirken mit 10, bis 15 000 Seelen vier und in Synodal⸗ 
bezirken mit 15.000 und mehr Seelen fünf Mitglieder gewählt werden. Für den ſechſten Synodalbezirk 
bleibt für dieſe Wahlen die Teilung in die Bezirke A und B, wie fie in dem Verzeichnis der Synodalbezirke 
— Kirchl. Gefek- und Verordnungsblatt Bd. 1 S. 24 — aufgeführt find, beſtehen ; diefe Bezirke gelten den 
Synodalbezirken gleich. f 

(2) Bei gerader Zahl der zu wählenden Mitglieder find gleichviel geiſtliche und weltliche zu wählen, 
bei ungerader Zahl muß das mehr zu wählende Mitglied ein weltliches ſein. 

(3) Die Feſtſetzung der Seelenzahl und der Zahl der zu wählenden geiſtlichen und weltlichen Mit- 
glieder erfolgt nach Anhörung des Bezirksſynodalvorſtandes durch das Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit 
dem Geſamtſynodalausſchuß. ET 

84. 

(1) Die geiſtlichen Mitglieder ſind aus den Pfarrern zu wählen, die innerhalb der evangeliſch⸗xefor⸗ 
mierten Kirche ein Pfarramt bekleiden, als weltliche Mitglieder ſind die wahlberechtigten Gemeindemitglieder 
beiderlei Geſchlechts wählbar. Alle Gewählten müſſen am Tage der Wahl das 30. Lebensjahr vollendet 
haben. 

(2) Für jedes Mitglied wird gleichzeitig ein Erſatzmann gewählt. 

(8) Jeder Gewählte hat zu erklären, ob er die Wahl annimmt und bereit iſt, das im $ 21 beſtimmte 
Gelöbnis beim Eintritt in die Kirchenverſammlung abzulegen. Andernfalls gilt die Wahl als abgelehnt. 


85 


Die nach § 2 Nr. 1 zu wählenden Mitglieder der Kirchenverſammlung werden von den wahlberech⸗ 
tigten Mitgliedern der Kirchengemeinden in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt. 


Geſetzſammlung 1921. (Nr. 12143.) 66 
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$ 6. 
Wahlberechtigt find alle konfirmierten männlichen und weiblichen Mitglieder der Kirchengemeinde, 
die mindeſtens 24 Jahre alt ſind. 
9 7. 


Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: 
1. wer entmündigt ift oder unter vorläufiger Vormundſchaft fteht; 
2. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürgerlichen Ehrenrechte ermangelt ; 
3. wer durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebenswandel ein öffentliches, 
noch nicht durch nachhaltige Beſſerung geſühntes Argernis gegeben hat; 
4. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchengeſetzes des 
Wahlrechts für vorläufig verluſtig erklärt worden iſt. 


88. 
Jeder Synodalbezirk bildet einen Wahlkreis, jede Kirchengemeinde einen Stimmbezirk. Der Kirchenrat 
kann die Gemeinde in mehrere Stimmbezirke zerlegen, doch können auch mehrere Kirchengemeinden durch 
übereinſtimmende Beſchlüſſe der beteiligten Kirchenräte zu einem Stimmbezirk vereinigt werden. 


89. 

(4 Zur Prüfung des Wahlverfahrens und Feſtſtellung des Wahlergebniſſes wird für jeden Wahl⸗ 
kreis ein Wahlausſchuß gebildet, der aus dem Vorſitzenden der Bezirksſynode als Wahlkommiſſar und 
vier von ihm zu berufenden Beiſitzern beſteht. Der Wahlausſchuß faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmen⸗ 
mehrheit, bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Wahlkommiſſars. 

(2) Für den Wahlkommiſſar wird vom Konſiſtorium ein Vertreter beſtellt. 


9 10. 

(1) Für jeden Stimmbezirk wird eine Wählerliſte aufgeſtellt. Die Wählerliſten ſind ſpäteſtens 
ſechs Wochen vor der Wahl auf die Dauer von zwei Wochen öffentlich auszulegen. 

(2) Ort und Zeit der Auslegung ſind vorher im Hauptgottesdienſt bekanntzumachen mit dem 
Bemerken, daß nach Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden 
können. Der Kirchenrat kann daneben die Bekanntmachung der Auslegung der Lifte in ortsüblicher Weiſe 
anordnen. 

(3) Über Einſprüche gegen die Lifte hat der Kirchenrat binnen einer Woche zu entſcheiden. Ge 
gebenenfalls iſt die Liſte zu berichtigen; gegen einen abweiſenden Beſcheid ſteht binnen einer Woche nach 
deſſen Zustellung die Berufung an den „ offen. 


ll: 
(1) Das Wahlrecht kann nur in dem Stimmbezirk ausgeübt werden, in deſſen Wählerliſte der Wahl⸗ 
berechtigte eingetragen iſt. 
(2) Wenn ein Gemeindemitglied erſt nach Aufſtellung der Wählerliſte aus einem anderen Stimm⸗ 
bezirk zugezogen iſt, darf es in dem neuen Stimmbezirk wählen, wenn es durch eine Beſcheinigung des 
Kirchenrats der bisherigen Gemeinde nachweiſt, daß es in deren Wählerliſte einſpruchslos eingetragen iſt. 
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812. 

Die Wahlvorſteher in den Stimmbezirken und ihre Vertreter werden von den zuſtändigen oder be⸗ 
teiligten Kirchenräten ernannt. Der Wahlvorſteher erncant aus der Zahl der Stimmberechtigten des 
Stimmbezirks drei Beiſitzer und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden 
den Wahlvorſtand. 

8 13. 

Die Stünmzettel find außerhalb des Wahlraums mit dem Namen der Perſonen denen der Wähler 

ſeine Stimme geben will, handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung zu verſehen. 


$ 14. 
(1) Der Wahlberechtigte hat ſeinen Stimmzettel verdeckt oder zuſammengefaltet perſönlich an den 
Wahlvorſtand abzugeben. 
(2) Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Ergebniſſes ſind öffentlich. 


$ 15. 

(1) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorbehaltlich der Nachprüfung durch die Kirchen 
verſammilung der Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvorfteher 
den Ausſchlag. i 

(2) Das Wahlprotokoll iſt alsbald an den Wahlkommiſſar einzuſenden. Die ungültigen Stimm⸗ 
zettel ſind dem Wahlprotokoll in verſchloſſenem Umſchlag beizufügen, die gültigen verwahrt der Wahl⸗ 
vorſteher fo lange verſchloſſen, bis die Wahl für gültig erklärt worden iſt. 


’ $ 16. 

Das Wahlergebnis ift vom Wahlausſchuß feſtzuſtellen. Gewählt ſind diejenigen, die die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen erhalten haben. Nötigenfalls iſt eine engere Wahl vorzunehmen, bei der nur 
diejenigen, die nächſt den Gewählten die meiſten Stimmen erhalten haben, bis zur doppelten Zahl der noch 
zu Wählenden wählbar ſind. Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet das Los. f 


9 17. 


Die Wahlen zur Kirchenverſammlung finden an einem von drei aufeinander folgenden Tagen ftatt, 
unter denen ſich ein Sonntag befinden muß. Dieſe Tage beſtimmt dis Konſiſtorium in Gemeinſchaft 
mit dem Geſamtſynodalausſchuſſe, den Wahltag für jeden Stimmbezirk der Kirchenrat. 


9 is, 


Das Wahlverfahren wird auf der Grundlage dieſes Geſetzes durch eine beſondere Wahlordnung 
näher geregelt, die das Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem Geſamtſynodalausſchuſſe erläßt. 


g 919. . 
Die außerordentliche Kirchenverſammlung ($ 1) wird mit Genehmigung des Miniſters für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Volksbildung durch das Konſiſtorium in Gemeinſchaft mit dem Geſamtſynodalausſchuß 
einberufen. 
66* 
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9 20. 
Die Kirchenverſammlung wird durch das älteſte anweſende Mitglied eröffnet. Sie wählt unter 
ſeiner Leitung mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen den Vorſitzenden und ſodann unter deſſen Leitung 
den Stellvertreter des Vorſitzenden und den Schriftführer. 


9 21. 
Nach der Wahl des Vorſitzenden hat dieſer in die Hand des älteſten anweſenden Mitgliedes und haben 
die Mitglieder in die Hand des Vorſitzenden das Gelöbnis abzulegen: 
»Ich gelobe vor Gott, daß ich als Mitglied der Kirchenverſammlung gehorſam dem 
göttlichen Worte, in Treue gegen den Glauben und die Ordnungen der evangeliſch⸗reformierten 
Kirche die Ehre Gottes und das Wohl der Kirche unverrückt im Auge behalten will.» 


$ 22. 
(1) Die Mitglieder des Konſiſtoriums und des Geſamtſynodalausſchuſſes find berechtigt, mit be⸗ 
ratender Stimme an den Verhandlungen der Kirchenverſammlung teilzunehmen. 
(z) Dem Präſidenten des Konſiſtoriums iſt auf fein Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen. 


9 23. 
Die durch die Tätigkeit der Wahlkommiſſare und der Wahlausſchüſſe entſtehenden Koſten ſind von 
den Bezirksſynoden, die in den Kirchengemeinden entſtehenden Koſten von dieſen zu tragen. 
. § 24. 
Die Kirchenverſammlung ſetzt Tagegelder und Reiſekoſtenentſchädigungen für ihre Mitglieder in 
angemeſſener Höhe feſt. 8 25 
Die Koſten der Kirchenverſammlung werden aus der Geſamtſynodalkaſſe beſtritten. 
. f s i § 26. f 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Berlin, den 31. Dezember 1920. 
Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
beauftragten Staatsminiſter. 
Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 


8. Kirchengeſetz 
über die Bildung einer verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung der evangeliſchen 
Landeskirche Frankfurt am Main. 
Vom 31. Dezember 1920. 


Für die evangeliſche Landeskirche Frankfurt am Main wird unter Zuſtimmung der Bezirksſynode 
verordnet, was folgt: 91 
a (Aufgabe.) 


Zur Errichtung der künftigen Verfaſſung der evangeliſchen Landeskirche Frankfurt am Main wird 
eine Kirchenverſammlung gebildet; inſoweit gehen auf ſie bis zum Inkrafttreten der neuen Verfaſſung, 
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längſtens bis zum 1. April 1923, die Rechte der bisherigen Bezirksſynode über. Im übrigen bleiben die 
verfaſſungsmäßigen Rechte der Bezirksſynode und ihres Vorſtandes unberührt. 8 


8 2. 
(Zuſammenſetzung.) 
Die Kirchenverſammlung beſteht aus: 
1. 18 geiſtlichen Abgeordneten der Landeskirche / 
2. 18 weltlichen Abgeordneten der Landeskirche / 
3. 18 weltlichen Abgeordneten der Kirchengemeinden / 
4. 6 vom Konſiſtorium unter Zuziehung des Bezirksſynodalvorſtandes zu berufenden geiſtlichen 
‚ oder weltlichen Abgeordneten der Landeskirche. 


9 3. 
(Beratende Teilnehmer.) 

(1) Sämtliche Mitglieder des Konſiſtoriums und des Bezirksſynodalvorſtandes können an den Ver⸗ 
handlungen der Kirchenverſammlung und ihrer Ausſchüſſe mit beratender Stimme teilnehmen. Der Prä⸗ 
fident des Evangeliſchen Konſiſtoriums und der Vorſitzende des Bezirksſynodalvorſtandes können jederzeit 
das Wort ergreifen und Anträge ftellen. 

(2) An den Verhandlungen der Kirchenverſammlung können ferner je ein Vertreter der Gemeinde 
des Diakoniſſenhauſes, des Evangeliſchen Vereins für Innere Miſſion und des Evangeliſchen Vereins 
Nordoſt ſowie 9 Vertreter derjenigen in der Stadtgemeinde Frankfurt beſtehenden evangeliſchen Kirchen- 
gemeinden, welche nicht der Frankfurter Landeskirche angehören, mit beratender Stimme teilnehmen. 


94. 
(Abgeordnete der Landeskirche.) 


Die im $ 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Abgeordneten der Landeskirche werden in allgemeinen, unmittel- 
baren und geheimen Wahlen nach dem Syſtem Varrentrapp gemäß den 89 5 bis 16 dieſes Geſetzes gewählt. 


8 5. 
(Wahlberechtigung.) 
(i) Wahlberechtigt iſt jedes volljährige männliche und weibliche Mitglied der Landeskirche. 
(2) Vom Wahlrecht iſt ausgeſchloſſen: 
1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht ; 
2. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürgerlichen Ehrenrechte ermangelt / 
3. wer durch die Bekundung kirchenfeindlicher Geſinnung oder durch einen ehrloſen oder unſitt⸗ 
lichen Lebenswandel ein öffentliches Argernis gibt. 
(3) Von der Ausübung ſeines Wahlrechts ift ausgeſchloſſen, wer nicht in der Wählerliſte ſeiner 
Kirchengemeinde ($ 9) verzeichnet iſt. 96 


(Mählbarkeit.) 
(1) Wählbar iſt jeder Wahlberechtigte ($ 5), der das 25. Lebensjahr vollendet hat. 
(2) Die zu wählenden geiſtlichen Abgeordneten (52 Nr. 1) müſſen ein landeskirchliches Pfarramt 
bekleiden. 
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87. 
(Wahlkreis und Stimmbezirke.) 
Die Landeskirche bildet den Wahlkreis, jede Kirchengemeinde einen Stimmbezirk. 


88. 
(Wahlorgane.) a 

(1) Wahlkommiſſar des Wahlkreiſes iſt der Vorſitzende des Konſiſtoriums. Er bildet mit vier von 
ihm aus den wählbaren Mitgliedern der Landeskirche (8 6 Abſ. 1) zu berufenden Beiſitzern, darunter 
einem Schriftführer, den Wahlausſchuß. Ein Beiſitzer muß einer reformierten Kirchengemeinde angehören. 

(2) Der Wahlvorſteher des Stimmbezirks wird vom Kirchenvorſtand (Presbyterium) gewählt. 
Er bildet mit der erforderlichen Zahl von ihm aus den wählbaren Mitgliedern der Kirchengemeinde ($ 6 
Abſ. 1) zu berufenden Beiſitzern, darunter einem Schriftführer, den Wahlvorſtand. 


8 9. 
(Wählerliſte.) 
8 (1) In jedem Stimmbezirk iſt vom Kirchenvorſtand (Presbyterium) eine Wählerliſte anzulegen. 
In dieſe find diejenigen Wahlberechtigten ($ 5) einzutragen, die in die beſtehenden Gemeindeliſten auf- 
genommen find oder die ſich nunmehr nach öffentlicher, auf § 5 Abſ. 3 hinweiſender Aufforderung des 
Konſiſtoriums ſchriftlich oder mündlich zu ihrer Gemeinde anmelden. 

2) Die Wählerliſten ſind ſpäteſtens 4 Wochen vor dem Wahltage für eine Woche zur Einſicht aller 
Mitglieder der Landeskirche auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind öffentlich bekanntzugeben 
mit dem Bemerken, daß Einſprüche gegen die Liſten nur innerhalb der Auslegungsfriſt beim Kirchen⸗ 
vorſtand (Presbyterium) angebracht werden können. Über Einſprüche entſcheidet der Kirchenvorſtand 
(das Presbyterium) binnen einer Woche nach Ablauf der Auslegungsfriſt. Alsdann werben die Liſten 
geſchloſſen. Eine ablehnende Entſcheidung über den Einſpruch kann binnen einer Woche beim Bezirks⸗ 
ſynodalvorſtand mittels Beſchwerde, welche jedoch die Wahı nicht aufſchiebt, angefochten werden. 


(3) Die Form der öffentlichen Aufforderungen (Abſ. 1) und Bekanntgaben (Abſ. 2) beſtimmt das 
Konſiſtorium. 910 


(Ort und Zeit der Wahl.) 


Die Wahlen ſollen binnen 4 Monaten nach Intrafttreten dieſes Geſetzes an einem vom Konſiſtorium 
unter Zuziehung des Bezirksſynodalvorſtandes zu beſtimmenden Sonntag in der Zeit vom Schluß des 
Hauptgottesdienſtes bis 5 Uhr nachmittags in der Kirche oder einem anderen geeigneten Raume ſtattfinden. 


sı. 
(Offentlichkeit der Wahl.) 


Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes find für die Mitglieder der Landes- 
kirche öffentlich. 
| 912. 


(Wahlhandlung.) 
5 (1) Die Stimmzettel find außerhalb des Wahlraums handſchriftlich oder im Wege der Verviel⸗ 
fältigung mit den Namen der Perſonen zu verſehen, denen der Wähler ſeine Stimme geben will. 
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(2) Die Stimmzettel ſind vom Wähler perſönlich und verdeckt abzugeben. 

(3) Jeder Wähler gibt je einen Stimmzettel für die von ihm zu wählenden geiſtlichen und weltlichen 
Abgeordneten ab. Kein Stimmzettel ſoll mehr als 18 Namen enthalten, weitere Namen gelten als nicht 
beigefügt. ; 

813. 

(Wahlprüfung .) 

(1) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorbehaltlich der der Kirchenverſammlung ob⸗ 
liegenden Wahlprüfung der Wahlvorſtand ($ 8 Abſ. 2) mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet das Los. 

(2) Ungültige Stimmzettel ſind dem Wahlprotokoll beizufügen. Die gültigen Stimmzettel verwahrt 
der Kirchenvorſtand (das Presbyterium), bis die Wahl von der Kirchenverſammlung für gültig erklärt iſt. 


914. 
(Feſtſtellung des Ergebniſſes.) 

Zwecks Feſtſtellung des Wahlergebniſſes wird vom Wahlvorſtand (§ 8 Abſ. 2), nachdem auf jedem 
gültigen Stimmzettel die verzeichneten Namen ihrer Reihenfolge nach mit 1, ½% "far "ar ½ uſw bewertet 
worden ſind, für jeden Namen der Geſamtwert der im Stimmbezirk auf ihn entfallenen Stimmen be⸗ 
rechnet. Der Wahlausſchuß ($ 8 Abſ. 1) ſtellt ſodann die Ergebniſſe der Stimmbezirke für den Wahlkreis 
zuſammen. Gewählt ſind die 18 höchſtbeſtimmten Perſonen jeder Gruppe. Die Namen der Gewählten 
werden öffentlich bekanntgegeben. 

$ 15. 
(Erſatz-Abgeordnete.) a 

Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt oder nachträglich aus der Kirchenverſammlung ausſcheidet, 
tritt an ſeine Stelle ohne die Vornahme einer Erſatzwahl diejenige Perſon der Abgeordnetengruppe, welche 
nach der Berechnungsweiſe des $ 14 nach dem niedrigſtbeſtimmten Gewählten die nächſthöhere Stimmen- 
zahl erhalten hatte. Mangels einer ſolchen Perſon bleibt die Stelle unbeſetzt. 


$ 16. 
Wahlordnung.) 
Das Wahlverfahren wird auf der Grundlage dieſes Geſetzes durch eine vom Konſiſtorium unter 
Zuziehung des Bezirksſynodalvorſtandes zu erlaſſende Wahlordnung näher geregelt. 


817. 
(Abgeordnete der Kirchengemeinden.) 

(1) Die Abgeordneten der Kirchengemeinden (52 Nr. 3) werden in jeder Gemeinde aus der Zahl 
ihrer gemäß $ 6 Abſ. 1 wählbaren Mitglieder von den vereinigten Gemeindeorganen, in den reformierten 
Gemeinden von den großen Presbyterien, durch relative Stimmenmehrheit gewählt; bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Los. 

(2) Die Wahl findet binnen einer Woche nach Feſtſtellung des Ergebniſſes der Wahlen der landes⸗ 
kirchlichen Abgeordneten (§ 14) ſtatt. i 


— 46 — 


(8) Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt oder nachträglich aus der Kirchenverſammlung aus- 
ſcheidet, findet eine Erſatzwahl ftatt. ; 
818. 
(Berufene Abgeordnete.) 


Die Berufung der im $2 Nr. 4 bezeichneten Abgeordneten erfolgt binnen einer Woche nad) der 
Wahl der Abgeordneten der Kirchengemeinden (§ 17). 


819. 
(Koſten.) 
Die Koſten des Wahlverfahrens werden aus der Bezirksſynodalkaſſe beſtritten. 


8 20. 
(Geſchäftsordnung der Kirchenverſammlung.) 


(1) Die Kirchenverſammlung wird vom Konſiſtorium unter Genehmigung des Miniſters für 


Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung einberufen und vom Vorſitzenden des Bezirksſynodalvorſtandes 
eröffnet. 


(2) Sie gibt ſich ſelbſt ihre Geſchäftsordnung. 

(8) Sie iſt bei Anweſenheit von zwei Dritteln der Abgeordneten beſchlußfähig. Die Befchlüffe 
werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. 

(4) Wahlhandlungen werden bis zur Erreichung abſoluter Mehrheit durch engere Wahl fortgeſetzt. 
Für die Wahlen zu Ausſchüſſen genügt relative Mehrheit. 

(5) Die Plenarverhandlungen ſind öffentlich. Die Öffentlichkeit kann für einzelne Verhandlungs- 
gegenſtände ausgeſchloſſen werden. 

f 8 8 21. 
(Vorſtand der Kirchenverſammlung.) 

(1) Die Kirchenverſammlung wählt einen Vorſtand. 

(2) Er beſteht aus einem Vorſitzenden und ſechs Beiſitzern; für den Vorſitzenden und für jeden 
Beiſitzer wird ein Stellvertreter gewählt. Je ein Mitglied und ein Stellvertreter muß einer reformierten 
und einer Vorort⸗Kirchengemeinde angehören. 


(8) Dem Vorſtand liegt die Abfaſſung und Beglaubigung der Protokolle ſowie die Ausführung 
der Beſchlüſſe ob. N 


$ 22, 
(Inkrafttreten.) 
Dieſes Kirchengeſetz tritt mit feiner Verkündigung in Kraft. 
Berlin, den 31. Dezember 1920. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
beauftragten Staatsminiſter. 


Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 
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